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Zum Neuen Jahr
Der Geschäftsführende Ausschuss der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht im DAV  wünscht allen Mitgliedern ein glückliches, gesundes und erfolgreiches neues Jahr. Wir freuen uns auf ein Wiedersehen mit Ihnen, zum Beispiel beim 62. Deutschen Anwaltstag vom 2. bis 4. Juni in Straßburg. Erstmalig in der Geschichte des DAV wird ein Deutscher Anwaltstag in einem Nachbarland stattfinden auf Einladung des Ordre des Avocats de Strasbourg. Die Arbeitsgemeinschaft Familienrecht wird dort wieder mit interessanten Beiträgen vertreten sein. Oder Sie kommen zur Herbsttagung und Mitgliederversammlung, die in diesem Jahr vom 24. bis 26. November in Darmstadt stattfindet. Die „Nachlese“ zur letztjährigen Herbsttagung in Hannover finden Sie auf der Internetseite mit vielen Fotos und Erinnerungen an eine gelungene Veranstaltung. Skripte der Vorträge sind dort ebenfalls veröffentlicht. 

Auch 2011 werden Sie immer am Monatsanfang den Newsletter erhalten mit Informationen aus der Rechtspolitik, der Rechtsprechung und mit interessanten Terminankündigungen rund ums Familienrecht. Über Anregungen und Kritik freuen wir uns. 
Schlichtungsstelle der Rechtsanwaltschaft beginnt mit der Arbeit
Zum Jahresbeginn hat die Schlichtungsstelle der Rechtsanwaltschaft  - durch Gesetz schon 2009 geschaffen – ihre Arbeit aufgenommen. Als erste Schlichterin arbeitet Dr. h.c. Renate Jaeger, die bis Ende 2010 noch als Richterin des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte tätig war. Bis 2004 hatte sie als Richterin des Bundesverfassungsgerichts das anwaltliche Berufsrecht geprägt. Die Schlichtungsstelle der Rechtsanwaltschaft kann vermögensrechtliche Streitigkeiten bis zum Wert von 15.000 Euro behandeln. Das Verfahren ist kostenfrei und unverbindlich. Alles Wissenswerte zur Schlichtungsstelle hat das Anwaltsblatt im aktuellen Januar-Heft zusammengefasst.
Düsseldorfer Tabelle: Neuer Selbstbehalt ab 2011

Am 1. Januar 2011 ist die neue Düsseldorfer Tabelle in Kraft getreten. (s.a. Newsletter Nr. 12/2010) Geändert hat sich der Selbstbehalt: Der notwendige Eigenbedarf wird für Erwerbstätige, die für minderjährige Kinder oder privilegierte Volljährige unterhaltspflichtig sind, von 900 Euro auf 950 Euro erhöht. Für nicht erwerbstätige Unterhaltsverpflichtete bleibt es bei dem bisherigen Betrag von 770 Euro. Auf einen Blick: Die neue Düsseldorfer Tabelle, Änderungen gegenüber der alten Tabelle, Frühere Tabellen. 

EU: Unterhaltsansprüche europaweit durchsetzen
Am 15. Dezember 2010 beschloss das Bundeskabinett den Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der europäischen Unterhaltsverordnung. Die neue europäische Unterhaltsverordnung erleichtert die europaweite Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen. Kinder und andere Unterhaltsberechtigte können ab Juni 2011 Unterhaltsverpflichtete europaweit besser aufspüren und zur Zahlung ihrer Unterhaltsschulden veranlassen. Unterhaltsentscheidungen aus anderen EU-Staaten können einfacher vollstreckt werden. Bisher müssen ausländische Urteile in einem gesonderten Verfahren für vollstreckbar erklärt werden, und zwar immer dort, wo vollstreckt werden soll. Künftig entfällt das Zwischenverfahren und deutsche Unterhaltsurteile können in fast allen EU-Staaten unmittelbar durchgesetzt werden. Eine deutsche Mutter kann direkt den französischen Gerichtsvollzieher beauftragen, ein deutsches Unterhaltsurteil für ihr Kind und für sich zu vollstrecken. (BMJ-Pressemitteilung)
EuGH: Sorgerecht  und Verbringung von Kindern ins Ausland

Wenn ein Elternteil ein Kind in einen anderen Mitgliedsstaat bringt, ist dies nur dann widerrechtlich, wenn dadurch ein durch das nationale Recht übertragenes Sorgerecht verletzt wird. Eine nationale Regelung, nach der ein Vater, der nicht mit der Mutter des Kindes verheiratet ist, das Sorgerecht nur erlangen kann, wenn es ihm durch eine gerichtliche Entscheidung übertragen wird, verletzt nicht das durch die Charta der Grundrechte der Europäischen Union geschützte Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens. 
Az C-400/10 PPU, Urteil vom 5.10.2010
BGH: Vergütung des anwaltlichen Verfahrenspflegers
Der anwaltliche Verfahrenspfleger kann eine Vergütung nach dem Rechtsanwaltsvergütungsgesetz beanspruchen, soweit er im Rahmen seiner Bestellung solche Tätigkeiten zu erbringen hat, für die ein Laie in gleicher Lage vernünftigerweise einen Rechtsanwalt zuziehen würde. Die gerichtliche Feststellung, dass eine anwaltsspezifische Tätigkeit erforderlich ist, ist für die anschließende Kostenfestsetzung bindend. Auf die Frage, wie bzw. ob die Erforderlichkeit im Einzelnen durch das Gericht begründet ist, kommt es nicht an. 
Az XII ZB 244/10, Beschluss vom 17.11.2010
BGH: Aufstockungsunterhalt und Bedarfsermittlung
Ein umfassender Anspruch auf Aufstockungsunterhalt setzt voraus, dass der Unterhaltsberechtigte eine vollschichtige angemessene Erwerbstätigkeit ausübt oder ihn eine entsprechende Obliegenheit trifft. Wenn der Unterhaltsberechtigte eine solche Tätigkeit nicht erlangen kann, ergibt sich der Anspruch zum Teil aus § 1573 Abs. 1 BGB - Erwerbslosigkeitsunterhalt (im Anschluss an Senatsurteil vom 16. Dezember 1987 - IVb ZR 102/86 - FamRZ 1988, 265). Bei einer Bedarfsermittlung nach den konkreten Verhältnissen ist eigenes Erwerbseinkommen des Unterhaltsberechtigten zur Ermittlung der Bedürftigkeit in vollem Umfang auf den Bedarf anzurechnen. Es wird nicht um einen Erwerbsbonus gekürzt. Der angemessene Lebensbedarf gemäß § 1578 b Abs. 1 BGB bestimmt sich nach der Lebensstellung, die der Unterhaltsberechtigte ohne die Ehe und damit verbundene Erwerbsnachteile erlangt hätte (im Anschluss an Senatsurteile vom 20. Oktober 2010 - XII ZR 53/09 - zur Veröffentlichung bestimmt und vom 4. August 2010 - XII ZR 7/09 - FamRZ 2010, 1633). Die - besseren - Verhältnisse des anderen Ehegatten sind ohne Bedeutung für den Bedarf, der sich nach der eigenen Lebensstellung des Unterhaltsberechtigten bemisst. Entschieden wurde auch über die Befristung des Unterhalts nach § 1573 Abs. 1, 2 BGB bei ehebedingten Nachteilen des Unterhaltsberechtigten.
Az XII ZR 197/08, Urteil vom 10.11.2010 
BGH: Haager Übereinkommen auf Unterhaltsansprüche

Das Rechtsschutzbedürfnis für eine Leistungsklage ergibt sich regelmäßig schon aus der Nichterfüllung einer fälligen Forderung. Das Haager Übereinkommen über das auf Unterhaltspflichten anzuwendende Recht vom 2. Oktober 1973 (HUÜ 73) ist auch auf Unterhaltsansprüche nach § 1615 l BGB anzuwenden, die auf der Familie mit dem gemeinsamen Kind beruhen. Die Anwendbarkeit des deutschen Rechts entfällt deswegen nicht nach Art. 7 HUÜ 73. Elterngeld wird grundsätzlich einkommensabhängig gezahlt, so dass es Lohnersatzfunktion hat und deswegen als Einkommen des bezugsberechtigten Elternteils zu berücksichtigen ist. Lediglich in Höhe von 300 € monatlich bleibt es nach § 11 Satz 1 BEEG unberücksichtigt.
Az XII ZR 37/09, Urteil vom 10.11.2010
BGH: Ersteigerung des gemeinsamen Gründstücks durch einen der Ehegatten

Ersteigert ein Ehegatte das bis dahin gemeinsame Grundstück der Ehegatten, so kann der weichende Ehegatte nicht verlangen, dass ihm der andere den hälftigen Betrag einer Grundschuld zahlt, die in das geringste Gebot fällt, nicht mehr valutiert ist und welche die Ehegatten einem Kreditinstitut zur Sicherung eines gemeinsam aufgenommenen Darlehens eingeräumt hatten. Der weichende Ehegatte ist vielmehr darauf beschränkt, vom Ersteher die Mitwirkung bei der ("Rück-")Übertragung und Teilung der Grundschuld zu verlangen und sodann aus der ihm gebührenden Teilgrundschuld die Duldung der Zwangsvollstreckung in das Grundstück zu begehren. Auch § 242 BGB eröffnet dem weichenden Ehegatten grundsätzlich keinen weitergehenden Zugriff auf das Vermögen des Erstehers (Fortführung des Senatsurteils vom 13. Januar 1993 - XII ZR 212/90 - FamRZ 1993, 676, 681; Abgrenzung zum Senatsurteil vom 29. November 1995 - XII ZR 140/94 - BGHR BGB § 752 Auseinandersetzung 1). 
Az XII ZR 11/08, Urteil vom 20.10.2010

OLG Hamm: Kein rechtlicher Anspruch auf Umgang mit dem Familienhund
Einem getrennt lebenden Ehegatten steht kein rechtlicher Anspruch auf ein Umgangsrecht mit dem früheren gemeinsamen Hund zu, der bei dem anderen Ehegatten lebt. Der während der Ehezeit angeschaffte Hund blieb nach der Trennung der Parteien vereinbarungsgemäß bei dem Ehemann. Die Ehefrau wollte das ändern und an zwei Tagen wöchentlich für jeweils einige Stunden ein Umgangsrecht mit dem Hund gerichtlich durchsetzen. Dafür begehrte sie die Bewilligung von Verfahrenskostenhilfe, allerdings ohne Erfolg. 
Az II-10 WF 240/10, Beschluss vom 25.11.2010
OLG Celle: Versorgungsausgleich – Erstverfahren
Im Erstverfahren über den Versorgungsausgleich sind - abweichend von der Auskunftspraxis der Rentenversicherungsträger - die rentenrechtlichen Zeiten, die nach dem Ende der Ehezeit liegen, bei der Berechnung des Ehezeitanteils von Anrechten der gesetzlichen Rentenversicherung außer Betracht zu lassen. Im Rahmen der Bagatellklausel des § 18 VersAusglG ist der korrespondierende Kapitalwert gesetzlicher Rentenanwartschaften maßgebend. Die Teilungsordnungen der kommunalen und kirchlichen Zusatzversorgungskassen und die von ihnen erhobenen Teilungskosten sind nicht zu beanstanden.

Az 10 UF 232/09, Beschluss vom 22.11.2010

OLG Stuttgart: Verfahrenswert im Eilverfahren
Allein der Umstand, dass im einstweiligen Anordnungsverfahren der "volle" Unterhalt geltend gemacht wird, rechtfertigt es nicht, den Verfahrenswert in der Höhe des Hauptsacheverfahrenswertes nach § 51 FamGKG festzusetzen. 
§ 41 FamGKG geht davon aus, dass die Verfahrenswerte im Verfahren der einstweiligen Anordnung regelmäßig wegen ihrer geringeren Bedeutung gegenüber der Hauptsache zu ermäßigen sind. Eine Anhebung auf den vollen Wert der Hauptsache kommt in Betracht, wenn die einstweilige Regelung praktisch eine Hauptsacheregelung vorwegnimmt oder sie erübrigt.

Az 11 WF 133/10, Beschluss vom 17.11.2010

OLG Karlsruhe: Keine Begrenzung des Unterhaltsanspruchs

Wenn dauerhafte ehebedingte Nachteile festgestellt werden, kommt eine Begrenzung des Unterhaltsanspruchs regelmäßig nicht in Betracht. Berufliche Nachteile wegen der Betreuung eines vor der Eheschließung geborenen gemeinsamen Kindes während der Ehe sind durch die Ehe bedingt. § 1578 b Abs. 1 Satz 3 BGB unterscheidet den dort definierten Nachteil aus der Dauer der Pflege oder Erziehung eines gemeinschaftlichen Kindes nicht danach, ob das gemeinschaftliche Kind aus der Ehe hervorgegangen ist oder nicht. Der "Nachteil" im Sinne von § § 1578 b Abs. 1 Satz 3 BGB ist nicht die voreheliche Geburt des Kindes, sondern die hieraus entstandene Rollenverteilung in der Ehe und die aus dieser Rollenverteilung resultierenden Erwerbsnachteile des betreuenden Elternteils.
Az 5 UF 42/09, Urteil vom 22.10.2010
OLG Celle: Berechnung des Ehegattenunterhalts

Bei der Berechnung des Ehegattenunterhaltes sind die grundsätzlich ehe- und bedarfsprägenden Unterhaltszahlungen an die nicht privilegierten volljährigen Kinder nicht vorweg abzuziehen, wenn dadurch der angemessene Selbstbehalt des unterhaltsberechtigten Ehegatten diesen gegenüber (derzeit 1.100 ) unterschritten würde.
Az 10 UF 273/09, Urteil vom 18.5.2010

Zeitschrift Forum Familienrecht
Heft 1 erscheint im Januar mit einem Editorial von RAin u. N’in Ingeborg Rakete-Dombek, Berlin: „Tatsächliche gemeinsame Elternverantwortung – nichts für extrovertierte Charaktere?“. Außerdem zwei Aufsätze, von Prof. Dr. Dr. Thomas Gergen, Saarbrücken: „Ansprüche im Familienrecht – Systematik und Sonderstellung im BGB“ und von RA Dr. Thomas Herr, Kassel: „Kernbereichslehre und Nebengüterrecht“. (Vgl. Heft 9/2010, Prof. Dr. Barbara Dauner-Lieb, Universität zu Köln, „Plädoyer für eine Weiterentwicklung der sog. Kernbereichslehre“) Es wird über die Herbsttagung und Mitgliederversammlung der AG Familienrecht in Hannover berichtet. Die Reihe „Das unterhaltsrechtliche Stichwort“ von Dr. Hans-Ulrich Graba, VRiOLG München/Augsburg a.D., wird fortgesetzt mit dem „Selbstbehalt“. RA Klaus Schnitzler stellt neue Bücher im Familienrecht vor. 
Termine
Highlights 2011: 

Jubiläumsveranstaltung – Zum 10. Mal WinterIntensiv in Warth am Arlberg

vom 26. Februar bis 5. März 2011, Wellnesshotel Warther Hof. Entspannt tagen im schneesicheren Skigebiet. Themen u.a.: Aktuelle Rechtsprechung des BGH in Familiensachen, Beatrix Weber-Monecke, RiBGH; Bedeutende Entscheidungen des BGH im Erbrecht, Roland Wendt, RiBGH; Bewertungen im Erbschaftsteuerrecht sowie aktuelle Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs, Herrmann-Ulrich Viskorf, Vizepräsident des Bundesfinanzhofs; Familien- und Erbrecht im Lichte der Verfassung, Christine Hohmann-Dennhardt, RiBVerfG; Inhalts- und Ausübungskontrolle familienrechtlicher Vereinbarungen und erbrechtlicher Gestaltungen, Dr. Jörg Mayer, Notar, Simbach. 

Moderatoren: Wolfgang Schwackenberg, Rechtsanwalt und Notar, Oldenburg und Svend Gunnar Kirmes, Rechtsanwalt, MdL, Grimma. Programm und Anmeldung.

 

Kloster Weltenburg in Kehlheim vom 6 bis 7. Mai 2011

Vermögensübertragungen in der Familie sowie Vermögensauseinandersetzung bei Trennung und Scheidung – Steuertipps, Steuerfallen – Diese Themen werden in der Geborgenheit des Klosters Weltenburg mit seiner einzigartigen Lage und der viel versprechenden Küche der Klosterschenke behandelt.  Programm und Anmeldung.
16. Studienreise nach Griechenland zum Thema „Freude im/am Beruf“ vom 8.6. bis 15.6.2011. Es geht wieder nach Isthmia, Peloponnes, Hotel Kalamaki Beach, etwa 12 km von Korinth entfernt. Neben dem Hauptthema werden wie immer Vorträge zum aktuellen Familienrecht angeboten.
Alle Informationen und die Anmeldeunterlagen finden Sie hier oder als Word- und pdf-Version.

Die Seminarreihe zur aktuellen OLG-Rechtsprechung zum Familienrecht wird am 27.1.2011 in Fürth fortgesetzt. Die Liste der weiteren Orte und Termine finden Sie hier. 

Seminare der AG Familienrecht im DAV in allen OLG-Bezirken, organisiert von der conventionspartners GmbH, finden Sie auf unserer Internet-Seite, wo Sie sich auch online anmelden können. Im vielfältigen Angebot finden Sie unter anderem die Seminarserie zur „Aktuellen OLG-Rechtsprechung im Familienrecht“. 
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